
Sozialrechtliche Informationen
für Patientinnen nach 
Brustkrebs/gynäkologischen 
Krebserkrankungen 
während ihres Aufenthaltes
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Schwarzwald-Baar Klinikum
Sozialdienst im Klinikum

Klinikstraße 11
78052 Villingen-Schwenningen

Telefon:  +49 (0) 7721 93-0
Direkt: +49 (0) 7721 93-8320
Fax: +49 (0) 7721 93-94429
E-Mail: sozialdienst@sbk-vs.de
Internet: www.sbk-vs.de

Ergänzungen durch den Sozialdienst
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Eigene Notizen

________________________________________________

________________________________________________

________________________________________________

________________________________________________

Die Beratung und Hilfe durch den Sozialdienst ist 

kostenlos und erfolgt während des stationären Aufent-

haltes. 

Die Mitarbeiter unterliegen der Schweigepfl icht.

Den Sozialdienst  erreichen Sie wie folgt: 

Tel.: 07721 93-8367

oder per

E-Mail:  sozialdienst@sbk-vs.de



Liegt bereits ein Schwerbehindertenausweis vor, kann 

nach einer Krebserkrankung ein Höherstufungsantrag ge-

stellt werden.

Ab einem Grad der Behinderung von 50% wird ein 

Schwerbehindertenausweis ausgestellt. Für Berufstätige 

bedeutet dies ein Anspruch auf Zusatzurlaub und ein be-

sonderer Kündigungsschutz.

Steuerpflichtige Personen können steuerrechtliche Ver-

günstigungen, z.B. in der Einkommenssteuer, geltend 

machen.

Haushaltshilfen können bis zu einem bestimmten Betrag 

abgesetzt werden.

Wegen der Lohnsteuerpflicht gibt das zuständige Finanz-

amt Auskunft.

Neben dem Grad der Behinderung werden im Schwerbe-

hindertenausweis auch Merkzeichen überprüft, die wieder-

um zu bestimmten Vergünstigungen führen, z.B. Merkzei-

chen aG = außergewöhnlich gehbehindert - Befreiung von 

der Kfz-Steuer, Parkerleichterung.

Der Sozialdienst der Klinik informiert Sie über die wei-

teren Merkzeichen.

Zuzahlungen

Versorgung mit Hilfsmitteln

>	 Brustprothesen:

	 werden, wenn ein Rezept vorliegt, von der Kranken-

kasse meist in voller Höhe übernommen.

>	 Brustamputierte:	

	 Badeanzug und BH werden von der Krankenkasse 

bezuschusst. Auch hier muss der Arzt Entsprechendes 

verordnen.

>	 Perücken: 	

	 Bei krankheitsbedingtem Haarausfall zahlen die Kran-

kenkassen für die notwendige Perücke Zuschüsse. 

Voraussetzung ist die Vorlage eines Arzt-Rezeptes.

	 Für jedes Rezept muss die gesetzlich vorgeschriebe-

ne Zuzahlung geleistet werden.

Fahrtkosten

Fahrtkosten zu ambulanten Behandlungen werden von 

der Krankenkasse grundsätzlich nicht mehr übernom-

men.

Bei zwingend medizinischen Gründen kann die Kranken-

kasse in besonderen Fällen eine Genehmigung erteilen 

und die Fahrtkosten übernehmen.

Zuzahlungen

Dies kann z.B. bei einer Chemotherapie oder Bestrahlung 

sein (ebenso Fahrten zur Dialyse und Fahrten von Perso-

nen mit einem Schwerbehindertenausweis Kennzeichen 

aG, B oder H). Wenden Sie sich bezüglich der Zuzahlung 

oder Erstattung an Ihre Krankenkasse.

Arzneimittel

Für alle verschreibungspflichtigen Arznei- und Verband-

mittel müssen Sie 10% des Preises zuzahlen, je-doch 

mindestens 5,- € und maximal 10,- € pro Arzneimittel. In 

jedem Fall nicht mehr als die Kosten des Mittels.

Heilmittel

Für Heilmittel und Krankengymnastik müssen die gesetz-

lich vorgeschriebenen Zuzahlungen geleistet werden.

Haushaltshilfe

Sind Kinder unter 12 Jahren im Haushalt oder ein behin-

dertes Kind, kann unter bestimmten Voraussetzungen 

Haushaltshilfe gewährt werden.

Für Privatversicherte und Beihilfeberechtigte gelten ande-

re Richtlinien. Der Sozialdienst informiert Sie gerne hierzu.

Anschlussheilbehandlung, Nach- und 
Festigungskuren

Nach einer Krebsoperation, Strahlen- oder Chemotherapie 

haben Sie die Möglichkeit, eine stationäre Rehabilitation 

anzutreten. Die Klinik stellt die medizinische Notwendigkeit 

fest.

Die Dauer der Maßnahme beträgt drei Wochen, kann aber 

auf Antrag der durchführenden Klinik verlängert werden.

Stationäre Reha-Maßnahmen werden bis zum Ablauf eines 

Jahres in Einzelfällen bis zwei Jahre nach einer beendeten 

Primärbehandlung gewährt. In der Regel übernimmt die 

gesetzliche Rentenversicherung die Kosten dieser Leis-

tung.

Der Sozialdienst der Klinik informiert Sie über das Ver-

fahren und die entsprechenden Antragsmodalitäten 

sowie über die Zuzahlungen.

Schwerbehindertenausweis

Der Schwerbehindertenausweis kann sofort nach der 

Krebsoperation oder auch später beim zuständigen Ver-

sorgungsamt beantragt werden. Die Beantragung kann 

auch in den Rehabilitationskliniken erfolgen.

Das Versorgungsamt kann eine Behinderung nur auf An-

trag feststellen. Empfehlenswert ist, dem Antrag vorhan-

dene Arztberichte, z.B. Entlassungsbericht aus dem Kran-

kenhaus, beizufügen.

Die Festsetzung des Grades der Behinderung (GdB) 

richtet sich nicht nach dem Alter des Patienten und der 

Erkrankung, sondern nach den Einschränkungen im alltäg-

lichen Leben. Die Bearbeitung des Antrages erfolgt über 

das Versorgungsamt, welches auch die Entscheidung 

bzgl. des Grades der Behinderung ermittelt und mitteilt.


